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Das Jahr fing gut an: Nach den 
Festtagen verlor die CDU wie 
gewohnt ihr christliches Pro-
fil. Die SPD hatte noch immer 
keinen OB-Kandidaten und 
die Stadt keinen genehmi-
gungsfähigen Haushalt. Die 
Stadtverwaltung stellte ihr 
riskantes – von privaten Inve-
storen getragenes – Schulsa-
nierungspaket vor. Die Schul-
den stiegen.
Demgegenüber arbeiteten die 
LINKEN an ihren bekannten 
Konzepten: Friedenspolitik 
und Völkerverständigung, an-
gemessene Teilhabe jedes Ein-
zelnen am gesellschaftlichen 
Wohlstand, entsprechende 
Bildungsmöglichkeiten, gesi-
cherte und existenzsichernde 
Einkommen aus stabilen Ar-
beitsverhältnissen, ein Sozial-
system, das auch bei Krank-
heit und im Alter vor Elend 
schützt. Klingt das nicht gut? 
Doch Wahlen gewinnt man 
mit diesen Forderungen in 
unserer Gesellschaft nur 
schwer. Was soll, was kann 
aber ein LINKER Oberbür-
germeister in dieser Stadt 
tatsächlich bewirken? Drei 
Beispiele:
1. Beispiel: 
Insgesamt 4593 Gewerbebe-
triebe zählt Brandenburg an 
der Havel. Tausende Arbeits-
plätze hängen daran. 75 % die-
ser Betriebe zahlten jedoch 

Um-
denken!

Kolumne von A. Förster

Wer Alfredo Förster sagt, kann jetzt 
auch Brandenburg sagen

Alfredo Förster soll für DIE 
LINKE Oberbürgermeister 
von Brandenburg an der Ha-
vel werden. 
Die Mitgliederversammlung 
stellte den Kandidaten am 
18.06.2011 mit der großen 
Mehrheit von 88,6 % auf. 
Förster warb in seiner Vor-
stellung für eine wirtschaft-
lich, kulturell und sozial 
starke Stadt. Er sagte: „Ich 

will daran arbeiten, dass 
jede und jeder durch ent-
sprechende Bildungsmöglich-
keiten, durch gesicherte und 
existenzsichernde Einkom-
men aus stabilen Arbeits-
verhältnissen und durch ein 
auch in Krankheit und Alter 
schützendes Sozialsystem am 
gesellschaftlichen Wohlstand 
teilhaben kann.“ In Anspie-
lung auf eines der herausra-

Geteilte Freude ist doppelte Freude - René Kretzschmar gratuliert 
dem frisch gekürten OB-Kandidaten der Linken

genden kulturellen Wahrzei-
chen der Stadt sagte Förster: 
„Einen Dom bauen die Bran-
denburger leider schon lan-
ge nicht mehr.“ Stattdessen 
seien verschiedene Investru-
inen zu beklagen, etwa das 
überdimensionierte Gewer-
bezentrum Kirchmöser und 
die fehlgeplante Mühlengra-
ben-Lösung. Beim Heineufer 
sei die Oberbürgermeisterin 
„mit dem Charme einer Be-
tongießerin“ vorgegangen. 
Künftig sei mehr Geld in die 
Bildung statt in Bauten zu in-
vestieren.
Nach seiner Haltung zur 
Schulsanierung in öffentlich-
privater Partnerschaft (ÖPP) 
befragt, machte Förster deut-
lich, dass diese Lösung nicht 
die von den LINKEN favori-
sierte war. Angesichts der 

Mehrheitsverhältnisse in der 
SVV könne die Sanierung 
aber nur mit ÖPP erfolgen. 
DIE LINKE habe sich hier 
nicht verkämpft, sondern sei 
pragmatisch vorgegangen. In 
Richtung der zahlreich er-
schienenen jungen LINKEN 
sagte Förster: „Seid weiter 
misstrauisch und kritisch 
gegenüber dieser Finanzie-
rungsform, damit den Bürge-
rinnen und Bürgern künftig 
kein Schaden entsteht.“
Das Wahlprogramm wurde 
nach konstruktiver Diskussi-
on mit einigen Ergänzungen 
einstimmig beschlossen. 
Es kann unter www.alfredo-
foerster.de oder als Kurzfas-
sung in der vorliegenden 
Ausgabe der Havelbrandung 
nachgelesen werden.
M. Osterburg

Gesamtmitgliederversammlung 18.06.2011: v.l.n.r. Dr. Volkmar 
Schöneburg (Minister der Justiz, Land Brandenburg), Dr. Andreas 
Bernig MdL, Diana Golze MdB und Alfredo Förster

www.alfredo-foerster.de 
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Die Opposition, insbesondere 
die CDU, versucht momentan 
alles, um die rot-rote Regie-
rung zu Fall zu bringen. Die 
Aufdeckung vermeintlicher 
Skandale und die Forderung 
nach erneuter Stasi-Überprü-
fung von Staatsdienern wird 
aber von der Bevölkerung 
als das durchschaut, was 
es ist: ein Wahlkampfmanö-
ver. Wie anders wären die 
aktuellen Umfragewerte zu 
erklären, wonach 57 % der 
Befragten mit der Arbeit der 
Landesregierung zufrieden 
bzw. sehr zufrieden sind. Das 
sind immerhin 20 % mehr als 
im Februar 2010. Damit das 
so bleibt, werden wir unsere 
Politik der sozialen Gerech-
tigkeit fort- und den Koaliti-
onsvertrag „Gemeinsinn und 
Erneuerung – ein Branden-
burg für alle“ umsetzen. Hier 
einige Beispiele, die auch zei-
gen, dass das Wahlprogramm 
von Alfredo Förster auf der 
Linie der rot-roten Regierung 
liegt:
Starke Kommunen
Mit dem Gesetz über die Fi-
nanzbeziehungen zwischen 
Land und Kommunen wird 
ein Beitrag für starke Kom-
munen geleistet. Das hilft 
auch der Stadt Brandenburg, 
denn die kreisfreien Städ-
te erhalten 2011 14 Mill. € 
mehr. Reiche Kommunen 
werden ab 2012 erstmals Ab-
gaben für arme Gemeinden 
zahlen und für Kommunen 
mit besonders hohem Bevöl-
kerungsrückgang wird ein 
Demografiefaktor bei der 
Berechnung der Zuschüsse 
eingeführt. Ebenfalls ab 2012 
wird Rot-Rot die Zusammen-
arbeit der Kommunen mit 10 
Mill. € fördern und neue Fu-
sionen auf freiwilliger Grund-
lage anstoßen. 
Gesetzlicher Mindest-
lohn und Arbeitsplätze
Auf den Weg gebracht wurde 
auch das Vergabegesetz: Öf-
fentliche Aufträge des Landes 
und der Kommunen dürfen 
nur an solche Anbieter verge-
ben werden, die einen Lohn 
zahlen, von dem man auch le-
ben kann. Im Entwurf stehen 
noch 7,50 €, die aber auf 8,50 
€ angehoben werden sollen, 
so wie es der DGB fordert. 
Und das kann nur der Ein-
stieg sein. Letztlich werden 
wir weiter darum kämpfen, 

Nicht verstecken!
Rot-rote Regierung ist auf dem richtigen Weg

einen gesetzlichen Mindest-
lohn durchzusetzen. 
Wichtig für die Schaffung und 
den Erhalt von Arbeitsplät-
zen ist auch die gemeinsame 
Innovationsstrategie mit Ber-
lin. Sie zielt darauf ab, die 
internationale Wettbewerbs-
fähigkeit der Region und ih-
rer Unternehmen zu stärken. 
Unterstützt werden Bereiche 
mit einem hohen Entwick-
lungspotential wie Gesund-
heitstechnik, Energietechnik, 
Verkehr, Mobilität und Logi-
stik, Informations- und Kom-
munikationstechnik, Medi-
en, Kreativwirtschaft, Optik 
sowie Mikrosystemtechnik. 
Gerade für kleine und mittle-
re Unternehmen hat die neue 
Förderstrategie eine besonde-
re Bedeutung. 
Leider kann die Entwicklung 
des Öffentlichen Beschäfti-
gungssektors (ÖBS) und des 
Programms „Arbeit für Bran-
denburg“, für die das Land 
bis 2014 40 Mill. € zur Verfü-
gung stellt, nicht befriedigen. 
Auf Grund der erheblichen 
Kürzungen von Seiten der 
Bundesagentur für Arbeit 
kann die geplante Stellenzahl 
nicht erreicht werden. Den-

noch ist es erfreulich, dass 
in der Stadt Brandenburg 
bisher 46 Langzeitarbeitslose 
über diese Förderung eine 
Arbeit gefunden haben. 
Gleiche Bildungschancen
für alle
Auch mit dem Haushalt 2012 
wird eine Priorität auf die 
Bildung gelegt, indem ein Teil 
der Steuermehreinnahmen – 
gegen den Willen der CDU 
– dafür verwendet wird. Die 
LINKE geht weiterhin davon 
aus, dass Bildung in erster 
Linie eine Sache der öffent-
lichen Daseinsvorsorge ist 
und dementsprechend in al-
len Landesteilen ein erreich-
bares öffentliches Angebot 
vorgehalten werden muss. 
Sie setzt sich für Schulvielfalt 
und inklusive freie Schulen 
ein und stimmt in diesem 

Punkt der Volksinitiative 
„Schule in Freiheit“ zu. Sie 
ist allerdings gegen die Zu-
lassung weiterer Schulen in 
freier Trägerschaft – es gibt 
bereits 166 im Land – und be-
steht auf annähernd gleiche 
Wettbewerbsbedingungen (z. 
B. Klassengrößen, Mindest-
schülerzahlen, Betreuungs-
schlüssel) für öffentliche und 
private Schulen.
Gleichstellung und 
Seniorenpolitik
Die rot-rote Regierung hat 
das Gleichstellungspolitische 
Rahmenprogramm 2011 - 14 
auf den Weg gebracht und 
das seniorenpolitische Pro-
gramm aktualisiert. In über 
40 Projekten wird ein „ak-
tives Altern in Brandenburg“ 
unterstützt und die Teilhabe 
von Seniorinnen und Seni-
oren am sozialen, wirtschaft-
lichen und kulturellen Leben 
gefördert.
Öffentliche Sicherheit 
Die Polizeireform mit ihren 
schmerzhaften Personal-
kürzungen hat viel Wirbel 
gemacht und die CDU hat 
nichts unversucht gelassen, 
den Untergang des Abend-
landes zu verkünden. Der 

neue Innenminister hat es 
jedoch verstanden, durch 
Einbeziehung der Beteiligten 
eine Struktur zu entwickeln, 
die die Polizeipräsenz in der 
Fläche weiter gewährleistet. 
Die 1870 Streifenpolizisten 
und die 549 Revierpolizisten 
werden wie bisher ihren 
Dienst vor Ort leisten. Die 
Stadt Brandenburg ist in der 
komfortablen Lage, dass sie 
eine Direktion bekommt und 
alle Bereiche der Polizei hier 
vertreten sein werden. Jetzt 
geht es darum, im Rahmen 
der kommunalen Kriminali-
tätsverhütung alle Potentiale 
zu bündeln und dabei auch 
die Bürgerschaft aktiv einzu-
beziehen, so wie es Alfredo 
Förster in seinem Wahlpro-
gramm fordert.
Dr. A. Bernig (MdL)

für das Jahr 2010 keine oder 
nur sehr geringe Gewerbe-
steuern. Mit anderen Worten: 
Sie erzielten keine nennens-
werten Gewinne. 
Ich will, dass wir in unserer 
Wirtschaftspolitik umden-
ken. Wir müssen nicht vor-
rangig die Neuansiedlungen 
fördern, sondern primär 
den vorhandenen Bestand 
stärken. Wir erreichen dies, 
indem wir uns zum Beispiel 
mit unserer Förderpolitik be-
sonders jenen jungen Unter-
nehmen in der Stadt zuwen-
den, die sich in innovativen 
Bereichen Marktnischen er-
schließen wollen. Das schafft 
und sichert Arbeitsplätze und 
das hebt letztlich auch das 
Steueraufkommen in unserer 
Stadt.
2. Beispiel: 
1165 bauten sich die Bran-
denburger ihr kultur- und 
kunsthistorisch wohl be-
deutsamstes Wahrzeichen, 
den Dom. Heute, knapp 850 
Jahre später, können wir of-
fensichtlich nur noch mit 
Mühe unsere kulturelle 
Vielfalt bewahren. Ledig-
lich 3 % der kommunalen 
Gesamtausgaben, anders 
ausgedrückt: rund 160 € pro 
Einwohner, gibt die Stadt für 
Kultur aus. 1997 lag dieser 
Anteil noch bei 6,2 % bzw.  
331 € pro Einwohner, also 
mehr als doppelt so hoch.
Mit etwa 450 000 Ausleihen 
im Jahr ist dabei die Stadt-
bibliothek unsere größte 
Bildungs- und Kultureinrich-
tung. Das Brandenburger The-
ater erreicht mit seinen über 
400 Veranstaltungen und 
Vorstellungen im Jahr rund 
80 000 Gäste. Beides, moder-
ne Bibliotheken und ein kre-
atives Theater sind wichtige 
Säulen in einer liebenswerten 
Stadt. Sie sichern unseren 
geistigen Wohlstand und prä-
gen unser Miteinander. Beide 
brauchen mehr Geld. 
Mein Traum ist aber auch der 
Bau oder Ausbau und die För-
derung einer großen Kunstga-
lerie, mit vielfältigen Arbeits-
räumen, kostengünstigen 
Werkstätten und Ateliers. 
Was wir heute brauchen, 
sind sicherlich keine neuen  
Dombaumeister, aber Men-
schen, die den Mut und den 
Weitblick haben, Neues zu 
wagen.

3. Beispiel: 
Fast 20 Jahre warteten viele 
Schülerinnen und Schüler, 
viele Lehrer und Eltern auf 
die bereits oft versprochene 
Sanierung ihrer Schulen und 
Sportstätten. Der Stadt fehle, 
hieß es allerorts immer wie-
der, nur das Geld. War das 
wirklich so? 
120 Millionen € investierten 
die Brandenburger in ihr 
völlig überdimensioniertes 
Gewerbegebiet Kirchmöser. 
Für 8 Millionen € kauften 
sie sich ein Cabrio-Dach für 
ihr Marienbad. 2 Millionen 
€ vergrub die Stadt in einem 
noch immer unbenutzbaren 
Mühlengraben und mit rund 
1,5 Millionen € baute sich die 
Stadtverwaltung jüngst eine 
überflüssige Brücke über den 
Stadtkanal. 
Diese Beispiele belegen: Geld 
war offenbar genug vorhan-
den. Was in Brandenburg 
wirklich fehlte, waren mutige 
Politiker, die bereit waren, 
in den entscheidenden Mo-
menten andere Prioritäten zu 
setzen.
Wer in Zeiten des Klimawan-
dels für mehr Bäume und 
schattige Plätze in den einzel-
nen Stadtteilen sorgen will, 
denkt wohl doch anders als 
eine Oberbürgermeisterin, 
die aktuell das Salzhofufer 
mit dem Charme einer Beton-
gießerin umgestalten lässt.
Wichtig werden aber die 
Investitionen in die ver-
schiedenen Lernorte un-
serer Kinder bleiben. Einen 
bedeutenden Beitrag zur 
Förderung einer zukunftsori-
entierten Bildung in unserer 
Stadt könnten die LINKEN 
beispielsweise mit ihrem 
Eintreten für den Bau einer 
modernen Schulsternwarte, 
etwa auf dem Marienberg, 
leisten. Dies wäre sinnvoller, 
als die geplante Errichtung 
einer kleinen und kaum ko-
stendeckend nutzbaren Eis-
halle an diesem Ort. Und eine 
wirklich tragende „Brücke“ 
zur Welt ließe sich mit wenig 
Geld durch ein kostenloses 
Angebot zur Internetnutzung 
in allen öffentlichen Einrich-
tungen und Ämtern unserer 
Stadt errichten. 
Die Fantasie und der Wille,  
diese Stadt zu verändern, sind 
bei den LINKEN zu Hause.
A. Förster 

Umdenken!
Kolumne von A. Förster. Teil 2
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Ein Zeitzeugengespräch im HdO
„Und in der Résistance war fast jeder, auch die Prostituierten“

Es ist der 10. Mai 2011, zwei 
Tage nach dem Tag der Befrei-
ung in Brandenburg an der 
Havel. Pünktlich um 18 Uhr 
öffnen die Pforten im Haus 
der Offiziere – ein Zeitzeu-
gengespräch soll stattfinden. 
Ein kleiner, bunt gemischter 
Kreis Interessierter versam-
melt sich im „Baikonur“ und 
wartet auf den Ehrengast Er-
hard Stenzel. 
Der 86-jährige Mann reiste 
aus Falkensee an, um seine 
bewegte Vergangenheit so 
vielen Menschen wie mög-
lich nahe zu bringen. Als be-
kennender Antifaschist und 
Friedensaktivist erzählt er 
nun, im  Sessel sitzend, die 
Geschichte seines Lebens 
und alle lauschen gebannt. 
Bereits 1933, als er 8 Jahre 
alt war, wurde sein Vater als 
Kommunist von der SA und 
Gestapo ins Konzentrations-
lager deportiert. Ein Wende-
punkt im Leben eines Kin-
des, der sich ihm zeitlebens 
einprägte. Nie in der Hitler-
jugend oder im Jungvolk 
organisiert, musste Erhard 
Stenzel bereits in jungen 
Jahren die Schikanen von 
Mitschülern, Lehrern und 
Vorgesetzten erfahren. Sein 
Klassenlehrer war SA-Ober-
sturmführer und war auch 
derjenige, der seinen Vater 

33 mit dem Lastwagen abhol-
te. Entsprechend schwer ge-
staltete sich für den Jungen 
die Schulzeit. Nach seinem 
Abschluss begann er eine 
Lehre als Schriftsetzer und 
wurde im letzten Lehrjahr 
wegen Sabotageverdachts 
drei Monate von der Gestapo 
inhaftiert. Er musste als  jun-
ger Erwachsener psychische 
und physische Folter erleben, 
die uns kaum vorstellbar ist. 
Vor seinen Augen wurden 
Hinrichtungen durchgeführt. 
1943 wurde Stenzel zur Wehr-
macht eingezogen und nach 
Nordnorwegen, Hammerfest, 
versetzt. Seine Akte, in der 
nicht nur der Vater, sondern 
auch seine Inhaftierung ver-
merkt war, eilte im stets vo-
raus. Später wurde er  nach 
Nordfrankreich geschickt. 
Dort dachte er das erste Mal 
ans Desertieren. Er lernte 

1944 einen Schuhmacher 
kennen, der in der Résistance 
organisiert war und ihm so 
einen Kontakt zum franzö-
sischen Widerstand herstel-
len konnte. Die Résistance 
war in Frankreich eine sehr 
breite Bewegung, der sogar 
Prostituierte angehörten. Er-
hard Stenzel lief also über, 
sobald sich ihm die Gelegen-
heit dazu bot, und trat kurz 
darauf dem französischen 
Widerstand bei. Er diente von 
nun an in einer international 
besetzten deutschsprachigen 
Kampftruppe gegen den Hit-
lerfaschismus und war an 
Kampfeinsätzen, Befreiungs-
aktionen, Versorgungssabota-
ge und der Vorbereitung der 
Landung alliierter Streitkräf-
te beteiligt. Seite an Seite mit 
den alliierten Truppen befrei-
te er, inzwischen 20-jährig, 
das Gebiet  nördlich von Pa-
ris, die Eiffel, Frankreich.
Den 8. Mai 1945, den Tag der 
Befreiung, erlebte Stenzel in 
Frankreich mit. Nach Ende 
des Krieges erhielten er und 
viele seiner Mitstreiter die 
Auszeichnung „Held der fran-
zösischen Republik“, eine der 
höchsten Ehrungen Frank-
reichs überhaupt. 
Nun reiste Stenzel nach Hau-
se zurück. Er erfuhr erst jetzt, 
dass er in Abwesenheit als 

Wehrmachtsdeserteur zum 
Tode verurteilt und seine 
Mutter ein halbes Jahr lang 
wegen seines Überlaufens 
inhaftiert worden war. Aber 
auch sein Leben in der So-
wjetischen Besatzungszone, 
später in der DDR, gestalte-

te sich nicht konfliktlos. Er 
trat sofort nach Ankunft in 
Deutschland der KPD, dann 
der SED und  nach der Wen-
de der PDS bei. Seinen Kampf 
gegen Nazideutschland muss-
te er jedoch oft rechtfertigen. 
Als Widerstandskämpfer aus 
dem „Westen“ erhielt er we-
niger Anerkennung für seine 
ehrenvollen Taten, als ihm 
zugestanden hätte. Obwohl 
er die Parteischule mit Aus-
zeichnung absolvierte, wur-
de ihm bedeutet, niemals in 
leitenden Funktionen, höch-
stens als Stellvertreter wir-
ken zu können. So wurde er 
1950 stellvertretender Direk-
tor der Sächsischen Zeitung.
War er nicht noch zum Tode 
verurteilt? Erst vor drei Jah-
ren wurden Wehrmachtsde-
serteure aus dem Zweiten 
Weltkrieg von der damaligen 

rot-grünen Bundesregierung 
rehabilitiert, auch wenn es 
CDU-Mitglieder gab, die dage-
gen hielten, „Landesverräter“ 
freizusprechen. 
Das Fazit, das Erhard Stenzel 
aus seinem Leben und sei-
nem Kampf zog, gab er den 
Zuhören mit auf den Weg. Es 
dürfe nie wieder Krieg und 
nie wieder Faschismus geben. 
Dass rechtsradikale Parteien 
wie die NPD als parlamen-
tarische Parteien existieren, 
sei ein Unding und müsse 
bekämpft werden. Faschis-
mus sei ein Verbrechen und 
wenn das Grundgesetz keine 
Handhabe bieten kann, müs-
se es eben geändert werden. 
Wir seien noch weit entfernt 
von einem tatsächlich anti-
faschistischen Deutschland, 
solange in Dresden, Nauen 
und anderswo Neonazis all-
jährlich marschierten. Und 
wir seien auch noch weit weg 
vom Frieden, wenn deutsche 
Soldaten sich am Hinduku-
sch und anderswo im Krieg 
befinden. Kriege können kei-
ne Probleme lösen und die 
Entscheidung der Bundesre-
gierung, sich nicht am Krieg 
in Lybien zu beteiligen, sei 
ihr zugute zu halten. 
„Nie wieder Krieg. Nie wie-
der Faschismus.“
[`solid]

In Abwesenheit 
als Deserteur zum 
Tode verurteilt

Regierung spart mal wieder bei den Armen
Bundesregierung will 6 Milliarden bei Hartz IV einsparen

Anfang April 2011 hat die 
Bundesregierung einen Ge-
setzentwurf zur „Leistungs-
steigerung der arbeitsmarkt-
politischen Instrumente“ 
vorgelegt. 
Sie will von 2011 bis 2014 
durch die Umwandlung von 
Pflicht- in Ermessenslei-
stungen 16 Milliarden € ein-
sparen. Sechs Milliarden da-
von im Bereich Hartz IV (SGB 
II), zehn Milliarden im Be-
reich des Arbeitslosengeldes 
I und der Nichtleistungs-
empfänger (SGB III). Die 16 
Milliarden € betreffen „nur“ 
die aktive Arbeitsmarktpoli-
tik. Es handelt sich also um 
Gelder, die für Qualifizierung 
oder beschäftigungsschaffen-
de Maßnahmen vorgesehen 
sind. Darin noch nicht ent-

halten sind Kürzungen im 
Bereich der Sozialleistungen. 
So ist für Arbeitslosengeld 
II-Empfänger auch das El-
terngeld und der Zuschuss 
an die Rentenversicherung 
gestrichen worden. Zählt 
man diese Kürzungsmaß-
nahmen dazu, kommt man 
auf eine Summe von etwa 30 
Milliarden € auf Kosten von 
Menschen am Rande des Exi-
stenzminimums! 
Für uns als LINKE ist klar: 
Kürzungen bei der Arbeits-
marktpolitik führen nicht zu 
besserer Vermittlung! Gute 
und nachhaltige arbeits-
marktpolitische Maßnahmen 
müssen ausreichend finan-
ziert werden!
D. Golze (MdB) Das „Diana-Mobil“: Die Bundestagsabgeordnete der LINKEN im Deutschen Bundestag mit ihrem 

Infomobil unterwegs. 
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Mut zum Miteinander. Original sozial!

     PRÄAMBEL
Die mehr als 1000-jährige 
Stadt Brandenburg an der 
Havel ist zu beneiden. Mit ih-
rem Wald- und Wasserreich-
tum, verkehrsgünstig ver-
netzt mit dem Umland, mit 
ihrer Nähe zur Landes- und 
Bundeshauptstadt und vol-
ler kulturhistorischer Reize 
kann sich diese kreisfreie 
Kommune zweifellos als Ju-
wel der Mark bezeichnen. Für 
die Mehrzahl ihrer Bewohner 
ist Brandenburg eine Stadt 
mit hoher Lebensqualität, so-
zialem Frieden, einem guten 
Bildungsangebot, zukunfts-
sicheren Arbeitsplätzen und 
einem abwechslungsreichen 
Kulturangebot. Vieles von 
dem, was heute selbstver-
ständlich ist, wurde dabei 
von den LINKEN mitgeprägt 
und mitgestaltet. 
Brandenburg ist aber auch 
eine Stadt, an der die drama-
tischen Folgen vergangener 
Umbrüche überdeutlich ab-
lesbar sind, auch die Folgen 
verfehlter kommunalpoli-
tischer Entscheidungen. 
Von ihren zu DDR-Zeiten 
knapp 100 000 Einwohnern 
leben heute nur noch ca. 
72 000 Menschen in Bran-
denburg, Tendenz: sinkend. 
Viele tausend industrielle 
Arbeitsplätze, die die Stadt 
und ihre Bewohner einst so 
sehr prägten, sind verloren 
gegangen. Fast jeder fünfte 
Einwohner im arbeitsfähigen 
Alter sucht einen Job und die 
zunehmende Kinderarmut 
beschämt jeden Demokraten.
In dieser Situation stellen wir 
die Stärkung der heimischen 
Wirtschaft, das Streben nach 
Chancengleichheit und den 
sozialen Ausgleich in den Mit-
telpunkt LINKER Politik. Un-
ser Ziel ist der Aufbau einer 
solidarischen Kommune und 

– trotz dramatisch sinkender 
Finanzzuweisungen – der Er-
halt ihrer über Jahrzehnte 
gewachsenen Infrastruktur. 
Wir setzen auf Bürgernähe 
in lebendigen Ortsteilen, auf 
vielfältige Kulturangebote, 
auf den Breiten- und Lei-
stungssport. Brandenburg 
an der Havel braucht einen 
Oberbürgermeister, der sich 
als erster Diener seiner Stadt 
versteht. In diesem Sinne will 
ich künftig wirken.

    LEBENSWERTES 
BRANDENBURG
Um eine hohe Lebensquali-
tät für alle Bürgerinnen und 
Bürger zu erreichen, muss 
die Stadt ihre Aktivitäten auf 
die Verbesserung der Arbeits- 
und Lebensbedingungen 
sowie auf eine umfassende 
Daseinsfürsorge konzen-
trieren. Oberstes Ziel ist die 
Sicherung solcher Dienstlei-
stungen, die dem Wohle aller 
dienen. Der zunehmenden 
Spaltung in Arm und Reich, 
die auch in unserer Stadt 
droht, muss entgegengewirkt 
werden!
Ich begreife die Stadt als 
eine Gemeinschaft, in der 
füreinander Verantwortung 
übernommen und Solidarität 
geübt wird. Eine Grundvo-
raussetzung für ein gedeih-
liches Miteinander ist, die fi-
nanzielle Handlungsfähigkeit 
der Stadt wiederherzustellen, 
also einen konsequenten 
Schuldenabbau bei hohem 
sozialen Verantwortungsbe-
wusstsein zu erreichen. Alle 
neuen Investitionen sind auf 
Nachhaltigkeit zu prüfen; es 
gilt das Prinzip: so viel wie 
nötig, so wenig wie möglich. 
Dieser Weg kann nur im Di-
alog zwischen allen Betrof-
fenen bzw. Beteiligten be-

schritten werden. Die Bundesgartenschau (BUGA) 2015 und andere Großereignisse stellen eine 
große Chance für unsere Stadt und die Zusammenarbeit innerhalb der Region dar. Diese Chance 
muss verantwortungsbewusst genutzt werden. Für die BUGA bedeutet das z. B., nur solche 
Bauprojekte zuzulassen, die keine unberechenbaren Folgekosten verursachen. Die Umgestal-
tung des Marienbergs zu einem Bürgerpark ist zu begrüßen. Es muss aber gewährleistet sein, 
dass der Marienberg ab 2016 wieder für alle Brandenburgerinnen und Brandenburger uneinge-
schränkt nutzbar ist. Eventuelle Schließzeiten oder Eintrittsgelder wird es mit mir nicht geben.
Ziel ist eine starke, selbstbewusste und solidarische Bürgergesellschaft, die demokratisch und 
offen ist. Ich trete für eine wirksame Bürgerbeteiligung ein; diese muss gewollt sein und darf 
sich nicht im Formalen erschöpfen. Da die besten Kontrolleure der Verwaltung die Bürger selbst 
sind, müssen wichtige Entscheidungen umfassend, transparent und verständlich kommuniziert 
werden.
Ich stehe für	 • die Einführung eines Bürgerhaushalts, sobald es die Finanzlage zulässt,
	 	 • Bürgerbefragungen zu städtischen Angelegenheiten,
	 	 • eine angemessene Anerkennung ehrenamtlicher Tätigkeit.

    SOZIALES UND BILDUNG
Gesundheit: Mit mir als Oberbürgermeister wird es keinen Verkauf städtischer Gesundheitsein-
richtungen geben. 
Mein Ziel ist 
• eine wohnortnahe ärztliche Versorgung in allen Stadtteilen,
• die Stabilisierung der Pflegestützpunkte in enger Zusammenarbeit mit dem Sozialdienst des 
    Städtischen Klinikums,
• die Förderung von Maßnahmen der Gesundheitsprävention,
• die Verstärkung der Bemühungen um eine abwechslungsreiche und gesunde Ernährung an 
    den Kitas und Schulen und der Ausbau der Trinkmilchversorgung.

Bildung: Erziehung und Bildung sind nicht nur Privatangelegenheit, sondern gleichermaßen ein 
wichtiges gesellschaftliches Anliegen.
Ich stehe für
• ein breites, bedarfsgerechtes und wohnortnahes Angebot an Schul- und Kitaplätzen, 
• den Abschluss weiterer Kooperationsvereinbarungen zwischen Grundschulen und Kitas, 
   um den Übergang zwischen Kita und Schule leichter zu gestalten,
• den uneingeschränkten Rechtsanspruch auf Kita-Betreuung, und zwar ganztägig und gebüh-
    renfrei; dieses Ziel muss sukzessive in unserer Stadt umgesetzt werden, beginnend mit einem
   kostenfreien Vorschuljahr; längerfristig ist an ein kostenfreies erstes Hortjahr zu denken,
• die Unterstützung und weitere Vernetzung der Fachhochschule mit allen anderen Bildungs-
    trägern, Unternehmen, Vereinen und Verbänden in unserer Stadt, 
• den Erhalt der Kunstschulen und der städtischen Musikschule, der Volkshochschule sowie
    der Bibliothekseinrichtungen und für deren enge Kooperation untereinander,
• die Einrichtung eines offenen und kostenfreien W-LAN-Angebotes in der Innenstadt.

Menschen mit Beeinträchtigung – UN-Konvention: Im März 2009 wurde die UN-Konvention über 
die Rechte der Menschen mit Beeinträchtigungen durch die BRD ratifiziert. Damit ist auch für 
die Kommune die rechtliche Verpflichtung verbunden, Aktionspläne zur Schaffung der Barrie-
refreiheit in allen gesellschaftlichen Bereichen zu erarbeiten und Inklusion zu ermöglichen – in 
diesem Sinne will ich wirken.

Migration: Grundlage für eine erfolgreiche Arbeit in diesem Bereich sind die auf Initiative der 
Linksfraktion in der SVV beschlossenen “Leitlinien kommunaler Integrationspolitik“. 
Ich stehe für
• die Schaffung klarer Maßstäbe für Integrationsleistungen & deren konsequente Durchsetzung,
• den Ausbau der Zusammenarbeit mit dem Interkulturellen Zentrum und dem Integrationsrat,
• die verstärkte Nutzung von EU-Mitteln für eine gute Ausbildung der Migranten, damit sie
    erfolgreich auf dem Arbeitsmarkt Fuß fassen können.

    WIRTSCHAFT
Arbeitsmarkt: Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik sind zugleich auch immer Sozial- und Regio-
nalpolitik. Es kommt darauf an, die regionale Wirtschaft und ihre Verflechtung zu fördern und 
zu stabilisieren. Die Erarbeitung und spätere Umsetzung eines Wirtschaftsentwicklungskon-
zepts für die Region Westbrandenburg ist dafür ein wichtiger Schritt.
Ich setze mich ein für:
• die Förderung und Weiterentwicklung vorhandener Unternehmen,
• die Ansiedlung neuer Unternehmen,
• die Einführung eines flächendeckenden Mindestlohns,
• die Verweigerung öffentlicher Aufträge für Betriebe, die sittenwidrige Löhne zahlen,
• eine verlässliche Arbeitsförderung und Finanzierung für Langzeitarbeitslose, 
• eine konstruktive Zusammenarbeit mit Jobcenter, BAS GmbH und der Arbeitsagentur.
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Wahlprogramm zur Oberbürgermeisterwahl am 11. September 2011

Tourismus: Der Seen- und Waldreichtum unserer Stadt und Umgebung, ihre kulturhistorischen 
Reize locken viele Besucher an. Allerdings werden die touristischen Angebote diesen Attrakti-
onen nur teilweise gerecht. 
Ich setzte mich insbesondere ein für
• den lange vernachlässigten Fahrradtourismus, 
• den Ausbau des Radwegenetzes in der Innenstadt und entlang der Havel,
• die Weiterentwicklung von Kombi-Angeboten für Touristen 
    (Verbindung von Sport- bzw. Freizeit-Aktivitäten und kulturellen Events),
• die endliche Umsetzung der Idee einer städtischen Jugendherberge.

Städtische Unternehmen: Alle Unternehmen, die in den Bereichen der öffentlichen Daseinsfür-
sorge tätig sind, müssen in kommunaler Hand bleiben. Starke kommunale Unternehmen sind 
eine wichtige Garantie für soziale Gerechtigkeit und gesellschaftliche Solidarität. Eine weitere 
Privatisierung kommunaler Unternehmen wird es deshalb mit mir nicht geben. 
Ich setze mich ein für 
• eine verschärfte Kontrolle aller kommunalen bzw. mit kommunaler Beteiligung geführten Un-
ternehmen durch die gesellschaftlichen Gremien, besonders hinsichtlich der Preisgestaltung.

    STADTENTWICKLUNG
Wohnen: Eine sichere, dem Bedarf entsprechende Wohnung gehört zu den Grundvorausset-
zungen sozialer Sicherheit und Menschenwürde. Daher gilt: Wohnen in Brandenburg an der 
Havel muss für jedermann bezahlbar bleiben!
Ich setze mich dafür ein, dass
• sich die wobra nach erfolgreicher Sanierung wieder auf ihre sozialen Aufgaben konzentriert,
• die erforderliche Anzahl von Wohnungen im unteren Preissegment angeboten wird, 
• die Angebote für altersgerechtes Wohnen weiter ausgebaut werden, 
• Maßnahmen zur Wohnungsanpassung sowie zum Umbau in barrierefreie Wohnungen geför-
dert werden.

Stadtumbau: Als Oberbürgermeister werde ich an den Grundzielen des verabschiedeten Ma-
sterplans festhalten. Dieser muss allerdings nachgebessert werden, indem ein Programm zur 
gleichberechtigten Entwicklung aller Stadt- und Ortsteile sowie zur nachhaltigen Stadtentwick-
lung nach ökologischen Grundsätzen ausgearbeitet wird. Die bereitgestellten Fördermittel für 
die Umgestaltung von Hohenstücken und Nord müssen diesen Stadtteilen tatsächlich zugute 
kommen und dürfen nicht für die Aufwertung der Innenstadt verwendet werden. Unbedingt 
unterstützenswert ist das bürgerschaftliche Engagement in Plaue, das beachtliche positive Ver-
änderungen in diesem Stadtteil bewirkt hat, z. B. den Erhalt der historischen Plauer Brücke. 
Auch die weitere Vermarktung des Industriegebietes Kirchmöser wird einen hohen Stellenwert 
einnehmen.

    ENERGIE UND UMWELT
Die Zukunft der Energieerzeugung liegt auch in unserer Stadt bei vorwiegend dezentralen 
Kraftwerken, die auf Basis regenerativer Energiequellen arbeiten. Der Ausbau dieser Quellen 
muss auf unserem Stadtgebiet beschleunigt werden. Umweltschutz muss immer mehr zu einem 
kommunalen Thema werden. Es geht um eine konsequente Berücksichtigung ökologischer Be-
lange aller städtischen Bau-, Gestaltungs- und Erhaltungsvorhaben. 
Ich stehe dafür, dass
• umweltrelevante Aspekte in Ausschreibungen ein stärkeres Gewicht erhalten,
• die ökologische Bildung verstärkt gefördert und gewürdigt wird,
• eine enge Zusammenarbeit mit Umweltverbänden und -vereinen stattfindet.

    ÖPNV
Der ÖPNV stellt eine wichtige Grundlage für die Teilhabe aller am gesellschaftlichen Leben dar. 
In unserer Stadt ist der ÖPNV besonders durch den Bus- und Straßenbahnverkehr gewährlei-
stet, wobei die Straßenbahn ökologisch sinnvoller ist.
Ich sehe folgende Schwerpunkte:
• Entwicklung eines ÖPNV-Konzeptes für die Zeit ab 2020,
• Erhalt der Straßenbahn und möglichst Erhöhung ihrer Dienstleistungsangebote,
• Realisierung von Neuanschaffungen im Bereich Straßenbahn ab 2016.

    KULTUR
Die Kultur in unserer Stadt muss stärker von der positiven kommunalen Entwicklung  
profitieren. Ich stehe für einen weiten Kulturbegriff, der auch die alternative Szene und die 
sogenannte Alltagskultur einschließt. Die 2010 vorgelegte Kulturentwicklungskonzeption ist 
in ihrer Analysetiefe und Vorschlagsvielfalt eine gute Basis, auf der kontinuierlich aufgebaut 
werden kann.

Ich stehe für
• die Unterstützung der kulturellen „Zugpferde“, z. B. der
    Brandenburger Sinfoniker und des Jugendtheaters, 
• die Förderung der ansässigen Kunstschaffenden sowie der 
    Nachwuchs- und Laienkünstler,
• die Förderung alternativer Projekte,
• mehr Verhandlungsstärke als in der Vergangenheit bei der 
    Ausgestaltung des Theaterverbundvertrags, 
• die Entwicklung einer modernen, anspruchsvollen 
    Museumskonzeption,
• die gezielte Vernetzung von Kultureinrichtungen und deren
    Angeboten (z. B. Kombiticketangebote, Familien-Specials),
• die kostengünstige Nutzung von Räumlichkeiten und
    Technik des Theaters sowie von öffentlichen Plätzen für
    nicht-kommerzielle Kulturveranstaltungen,
• Planungssicherheit für Kultureinrichtungen durch mittel-
    fristige Vereinbarungen.

    SPORT
Brandenburg an der Havel soll eine anerkannte Stadt des 
Sportes werden und damit auch nachhaltige Wirkungen auf 
die Stadtentwicklung erzielen. Hierzu bedarf es mehr als nur 
des Ausbaus der Regattastrecke. Es geht um 
• angemessene Rahmenbedingungen für den Gesundheits-, 
    den Breiten- und den Leistungssport, 
• einen bezahlbaren Sport aller Sportwilligen in unserer Stadt. 

    Jugend
Im Jugendbereich steht die Chancengleichheit im Mittelpunkt. 
Bildung darf sich nicht auf die Institution Schule beschränken. 
Jedes Kind und jeder Jugendliche sollte Zugang zu Vereinen 
und Musik- bzw. Kunstschulen haben, unabhängig vom Geld-
beutel der Eltern oder seiner ethnischen Herkunft. Kulturelle 
Begegnungsräume für Menschen verschiedener Kulturen för-
dern die Toleranz. Vereine, die ein breites Bildungsangebot 
in diesem Sinne bereitstellen und für ein buntes Miteinander 
verschiedener Kulturen und Mentalitäten sorgen, werden von 
den LINKEN größtmöglich unterstützt. 
Ich setze mich ein für
• eine Aufwertung sozialer Jugendarbeit, indem die prekären
    Beschäftigungsverhältnisse in diesem Feld abgebaut 
    werden,
• Initiativen, die das Demokratieverständnis und das Recht
   auf Partizipation stärken und rechtes Gedankengut ächten.

    FREIZEIT
Auch im Freizeitbereich müssen Anstrengungen unternom-
men werden, um allen Bürgern den Zugang zu entsprechenden 
Einrichtungen zu ermöglichen. 
Ich setze mich ein für
• kostenfreie Badestellen,
• moderate Eintrittspreise für Museen, das Marienbad und
    verschiedene Stadtfeste,
• angemessene Preise für kulturelle Highlights,
• den ungehinderten Zugang zu öffentlichen Wald-, Wiesen-
   und Uferwegen sowie Badestellen.

    SICHERHEIT
Sicherheit ist ein herausragendes öffentliches Gut, das allen 
Menschen zusteht. Sicherheit ist Lebensqualität. Die Sicher-
heit aller Bürger der Stadt zu gewährleisten, sehe ich als eine 
meiner vordringlichen Aufgaben an. Eine gute Zusammenar-
beit mit der Polizei, aber auch die Mithilfe der Bürgerinnen 
und Bürger unserer Stadt sind dafür unerlässlich. Aufklärung 
und Beratung aller Bürger und die Zusammenarbeit mit den 
Beiräten der Stadt sind zwingende Bestandteile einer erfolg-
reichen Sicherheitspolitik.
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Ich möchte ja gerne auch et-
was über die OB- (oder Als-
ob-?) Kandidatin der Bran-
denburger Grünen schreiben, 
wirklich! Sie heißt Martina 
Marx und da beginnt schon 
mein Elend. Über Marxens 
Karl wüsste ich als gelernter 
DDR-ler ja einiges, aber über 
Martina? Da geht’s mir wie 
dem Pennäler, der in die Bio-
logieprüfung muss, sich aber 
ausschließlich auf das Thema 
Gurke – damals noch nicht 
unter EHEC-Verdacht! – vor-
bereitet hat: „Die Gurke ist 
eine längliche, grüne Frucht 
und besteht zu 95% aus Was-
ser…“ Nun wird der arme Kerl 
aber zum Elefanten befragt, 
worauf er zu stottern be- 
ginnt: „Der Elefant ist ein 
großes Säugetier, er hat einen 
langen Rüssel. Der Rüssel 
ähnelt einer Gurke …“ – und 
schon ist er wieder auf seiner 
Schiene: „Die Gurke ist eine 
längliche, grüne Frucht und 
besteht zu 95% aus Wasser…“ 
Ok, eine Aussage kann ich 
übernehmen: Martina Marx 
ist eine grüne Frucht. Punkt. 
Über Form und Wasseranteil 
kann und will ich mich ohne-
hin nicht äußern. Immerhin 
ist sie von der Mehrheit einer 
imposanten Brandenburger 
Parteibasis von 29 Mitglie-

dern zur Spitzenfrau für die 
kommende OB-Wahl gekürt 
worden und da stellt sich 
schon die Frage: Woraus be-
steht ihr sonstiges politisches 
Grün- und Rüstzeug? Ihr Grü-
nen-Kreisverband berichtet, 
dass sich die freiberufliche 
Architektin für Erhalt und 
Schutz der Umwelt einsetzt, 
einen basisdemokratischen 
Politikstil bevorzugt und Ehr-
lichkeit sowie Geradlinigkeit 
als Maßstab ihres Handelns 

ansieht… wow! Das hätten 
auch Tiemann, Langerwisch 
und Förster nicht nebulöser 
sagen können!
Und weiter aus ihrer Vita: Seit 
21 Jahren kümmert sich Frau 
Marx im eigenen Architek-
turbüro um die Innenstadtsa-
nierung und Denkmalpflege. 
Denkmalpflege? Da hätte sie 
ihren grünen Daumen aber 
schon viel früher dem ehe-
maligen Denkmalschützer 
und Frühpensionär Kromb-
holz in den Nacken rammen 
können, mit dem Frau Marx 
seit 2003 verheiratet ist. 
Schön für sie, nur für eini-
ge Hinterlassenschaften des 
Solo-Krombholz aus den 90-
ern kam dieser Ringtausch 
eindeutig viel zu spät, z. B. 
für die untersagte Wärme-
dämmung von Häusern der 
Walzwerksiedlung. Und auch 
seine Kopfsteinpflaster-Orgie 
wäre vielleicht weniger aus-
schweifend geraten. 
Was gibt es sonst noch zu 
berichten? Seit 2006 be-
treibt Frau Marx das No-
bel-Restaurant „Am Hum- 
boldthain“ und das Muse-
umscafé im Paulikloster. Das 
hört sich doch zumindest 
wie eine kulinarische, wenn 
auch nicht politische Alterna-
tive zu ihren SED-belasteten 

OB-Konkur -
renten an. 
Ja, und da-
mit schließt 
sich der 
Kreis auch 
schon, denn 
worauf kann 
eine gute 
und gesunde 
Küche (auf 
Dauer und 
nach EHEC…) 
nicht verzich-
ten? Eben, 
auf frisches 
Gemüse, da-

runter auch Gurken! „Die 
Gurke ist eine längliche,  
grüne Frucht und besteht zu 
95% …“
H.-J. Laß

Anmerkung der Redaktion: 
Schon mehrmals wurden wir 
gefragt: „Wann wird denn der 
Kandidat der LINKEN durch 
den Kakao gezogen – oder 
verschont ihr den?“ Antwort: 
In der nächsten Ausgabe, ver-
sprochen!

Marx oder Moritz ..
... nichts Genaues weiß man nicht

Carl Lühnsdorf 
Kennen Sie den Schöpfer des Bollmann-Brunnens?

Wohl kaum ein Mensch aus 
Brandenburg an der Havel 
müsste bei der Frage nach 
dem Bollmann-Brunnen pas-
sen. Man verabredet sich 
dort, zum Beispiel zur Mai-
kundgebung oder zu Stadt-
führungen. Ältere Branden-
burger kennen noch den 
ursprünglichen Standort des 
Brunnens vor dem Freibad 
am Grillendamm. So mancher 
wird beim Fritze-Bollmann-
Lied textsicher loslegen kön-
nen – ansonsten kann er die 
Verse auf den Steinplatten 
nachlesen, die den Brunnen 
an seinem heutigen Standort 
vor dem „Kaffeekännchen“ 
ebenerdig umranden. Im Ge-
gensatz zu dem besungenen 
Brandenburger Original, dem 
Barbier und Hobby-Angler 
aus der Altstadt, wird der 
Künstler, der die Brunnen-
figur entworfen hat, aber 
kaum ins Bewusstsein der Öf-
fentlichkeit gerückt. Warum 
eigentlich nicht?
Die drei metallgrauen Tä-
felchen, die nach der Um-
setzung und Neugestaltung 
des Brunnens an der Mittel-
säule angebracht wurden, 
nennen zwar die beteiligten 
Firmen und Sponsoren, aber 
von dem Schöpfer der Boll-
mann-Skulptur erfährt man 
erst Jahre später auf einem 
dazwischen gequetschten 
Schildchen. Lakonisch heißt 
es: „Der Brunnen wurde 1924 
nach den Entwürfen des 
Brandenburger Bildhauers 
Carl Lühnsdorf gestaltet.“
Wer war dieser Mann? Wir ha-
ben die wenigen verfügbaren 
Dokumente eingesehen und 
bei der Familie Lühnsdorf 
nachgefragt – ja, ganz recht, 
einem Enkel gehörte die Par-
fümerie gleichen Namens 
und ein Urenkel, Restaurator, 
wohnt in der Gerbergasse. 
Folgendes war zu erfahren: 
Carl Lühnsdorf (1879 – 1955) 
hat die Wredowsche Zeichen-
schule besucht, anschließend 
eine Stuckateurslehre absol-
viert und sich dann in Ber-
lin zum Bildhauer ausbilden 
lassen. Ab 1902 hatte er in 
Brandenburg ein eigenes Ate-
lier. Den Barbier Bollmann 
soll er noch persönlich ge-
kannt haben. In den Annalen 
der Freien Volksbühne e.V. 
Brandenburg/Havel werden 
seine besonderen Verdienste 

als künstlerischer Beirat er-
wähnt. Seine Zeit als Soldat 
im 1. Weltkrieg ließ ihn zum 
Friedensaktivisten werden. 
Er trat aus der Landeskir-
che aus, gründete die deut-
sche Friedensgesellschaft 
und wurde Vertrauensmann 
der deutschen Liga für Men-
schenrechte, für die er 1924 
eine Rosa-Luxemburg-Büste 
schuf. Ein weiteres Werk 
aus dieser Zeit ist die „Trau-
ernde Witwe“, Teil des Krie-
gerdenkmals in Brielow. 
Seine Distanz zum heraufzie-
henden Faschismus brachte 
ihm 1934 einen 6-monatigen 
Gefängnisaufenthalt wegen 
„Volksverhetzung“ ein und 
er musste sein Atelier aufge-
ben. Im selben Jahr siedelte 
er nach Wittstock/Dosse um 
und war dort bis 1941 Leiter 
des Astoria-Kinos, das aber 
geschlossen wurde, als er 
sich weigerte, eine gefilmte 
Hitler-Rede vorzuführen. In 
Wittstock zeugt das 1950 ge-
schaffene Ehrenmal für die 
Opfer des Faschismus von 
seinem Wirken. Nach dem 
2. Weltkrieg verfolgte Carl 
Lühnsdorf die Entwicklung 
in Ostdeutschland mit wach-
sendem Unbehagen und floh 
1954 nach Westberlin.

Wäre eine solche Biografie 
nicht wenigstens einige Stich-
worte auf einer Info-Tafel am 
Bollmann-Brunnen wert? 
Etwa: „Carl Lühnsdorf, Bran-
denburger Künstler, Frie-
densaktivist, Freigeist und 
Antifaschist“. 
Kurz vor Redaktionsschluss 
erreichte uns folgende Mel-
dung: Auf Initiative der da-
maligen Vorsitzenden des 
LINKEN-Stadtverbandes, Sil-
via Hauffe, wurde vor etwa 
5 Jahren die Aktion „Stolper-
steine“ ins Leben gerufen. 
Erinnert werden soll an Anti-
faschisten aus Brandenburg/
Havel, die dem Naziterror 
zum Opfer gefallen sind. Ein 
Schulprojekt am Stadtmuse-
um hat sich der Recherche 
gewidmet und nun die ersten 
sechs Personen vorgeschla-
gen. Unter ihnen ist auch 
Karl Lühnsdorf, Bildhauer 
und Architekt wie sein Vater 
Carl. Er wurde 1933 verhaf-
tet und ist 10 Jahre später, 
mit nur 38 Jahren, in einer 
Strafdivision umgekommen. 
Sein „Stolperstein“ soll in 
der Hammerstraße 1 A an-
gebracht werden; der Stadt-
verband der LINKEN hat die 
Finanzierung zugesagt.
Dr. U. Sändig

Ein beliebter Treffpunkt: 
Der Bollmann-Brunnen in der Hauptstraße
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Die Frage wird öfter gestellt: 
„Wozu eigentlich wählen ge-
hen? - Die da oben machen 
sowieso, was sie wollen.“ Und 
dann folgt dieser resignative 
Nachsatz: „Die Parteien sind 
ja doch alle gleich!“ Das 
stimmt, wenn man die vier 
etablierten Parteien meint, 
die seit vielen Jahrzehnten 
in Deutschland das politische 
Leben bestimmen. Aber trifft 
die Aussage  auch auf die 
Linkspartei zu?
Obwohl Die LINKE von vie-
len Menschen gewählt wur-
de, hat sie es schwerer als die 
etablierten Parteien. Denn 
sie verfügt nicht über den 
sogenannten Stallgeruch. Sie 
wird also nur widerwillig zur 
Kenntnis genommen, wenn 
irgend möglich ignoriert, 
ausgegrenzt, diffamiert, atta-
ckiert – kurzum, wie ein un-
geliebter Wechselbalg behan-
delt. Nein, verboten ist die 
Linkspartei natürlich nicht, 
aber so, wie sie oft in der Öf-
fentlichkeit dargestellt wird, 
könnte man es fast vermuten. 
Natürlich hat die Unfreund-
lichkeit der übrigen Parteien 
und der bundesdeutschen 
Medien handfeste Gründe. 
Die LINKE ist nämlich mit 
einigen  „Makeln“ behaftet, 
die man ihr nicht verzeihen 

will. So verteidigt sie als 
einzige Partei im Bundestag 
nachhaltig auch ostdeutsche 
Interessen. Oder hat jemand 
mal gehört, dass sich die FDP, 
SPD oder gar die CDU zum 
Beispiel für gleiche Bezah-
lung und Rentenberechnung 
eingesetzt hätten? Dass sie 
sich darüber empört hätten, 
wenn die einen ihre Villa mit 
1000-€-Scheinen tapezieren 
können, während die ande-
ren unter Brücken dahin ve-
getieren müssen?  Dass sie 
über den Vorteil für die Mit-
telschicht nachgedacht  hät-
ten, der sich daraus ergeben 
würde, dass arme Menschen 
mehr Geld zur Verfügung 
und damit eine höhere Kauf-
kraft hätten?

Nicht nur 
ein kleiner Unterschied

Das Allerschlimmste an der 
LINKEN scheint jedoch für 
manchen etablierten Partei-
soldaten die Tatsache zu sein, 
dass sie eine konsequente 
Antikriegspolitik macht, 
fragwürdige Auslandsein-
sätze als menschenfeindlich 
geißelt und den Sinn der da-
für verwendeten Steuermil-
liarden nicht einsehen will. 
Übrigens wird die LINKE 
auch bei den diversen Par-
teispenden „links liegen“ ge-
lassen. Für die Wirtschaft ist 
es gegenwärtig noch lukrativ, 
die Schere zwischen Arm 
und Reich offen zu halten. 
Aber das kann sich ändern! 
Ob dann auch die LINKEN ge-
sponsert werden?
W. Weise 

Lexikon 
Was heißt hier „Arbeitgeber – Arbeitnehmer“?

Die Verben „geben“ und 
„nehmen“ versteht ja doch 
eigentlich jeder. Im Wörter-
buch heißt es zu „geben“: 
jemandem etwas schenken, 
zur Verfügung stellen oder 
übereignen. 
Und zu „nehmen“ kann man 
lesen: etwas oder jemanden 
ergreifen, in seinen Besitz 
bringen. 
Für das Begriffspaar „Arbeit-
geber – Arbeitnehmer“ dürf-
te damit klar sein: 
Ein Arbeitgeber ist jemand, 
der seine Arbeit bzw. Ar-
beitskraft zur Verfügung 
stellt, und ein Arbeitnehmer 
ist jemand, der sich die Ar-
beitskraft anderer aneignet. 
Ups! Da stimmt doch was 
nicht! Werden diese Kom-
posita im offiziellen Sprach-
gebrauch nicht genau um-
gekehrt verwendet? Also, 

ein Arbeitgeber ist jemand, 
der die Arbeit anderer in 
Besitz nimmt und am lieb-
sten geschenkt haben will; 
ein Arbeitnehmer gibt seine 
Arbeitskraft, eine wertvolle 
Gabe, die er nichtsdestotrotz 
oft schwer oder gar nicht los 
wird. 
Warum diese verdrehte 
Begriffsbildung? Bezeich-
nungen, wenn sie sich denn 
einmal eingeschliffen haben, 
entfalten oft ein überzeu-
gungskräftiges Eigenleben. 
Da fühlt sich dann der Un-
ternehmer als Wohltäter 
und der Arbeitswillige als 
Bittsteller. Wenn das keine 
geschickte Manipulation ist! 
Davon hätte sich die sozia-
listische Propaganda noch 
eine Scheibe abschneiden 
können. 
Dr. U. Sändig

Petra Zimmermann 
„Arbeitsmarkt- & Wirtschaftspolitik muss Familien aus der Armut holen“

Normalerweise fragt ein Gen-
tleman eine Dame nicht nach 
ihrem Alter. Muss er auch 
nicht, wenn er sein Gegenü-
ber, seine ehemalige Kollegin, 
schon so lange kennt. „Zim-
mi“ – so nennen alle unsere 
Petra Zimmermann. Schon 
vor der Wende bekannte sich 
die inzwischen gut Fünfzig-
jährige zu ihren linken Posi-
tionen, ehe sie 1998 Mitglied 
der PDS wurde. Im Branden-
burger Stadtverband der 
PDS wurde sie Zuständige 
für Öffentlichkeitsarbeit, war 
zeitweise stellvertretende 
Vorsitzende und ist bis heute 
Fraktionsmitglied der LIN-
KEN in der Stadtverordneten-
versammlung (SVV). Zimmi 
ist Mutter von zwei mittler-
weile erwachsenen Kindern, 
auf die sie sehr stolz ist. 

HB: In welchen Ausschüssen 
bist du als Fraktionsmitglied 
der LINKEN tätig?
P.Z: Zur Zeit bin ich Mitglied 
im Rechnungsprüfungsaus-
schuss und im Ausschuss 
für Wirtschaft, Tourismus, 
kommunale Beteiligungen 
und Vergaben – langer Name. 
Zuvor war ich auch im Ju-
gendhilfeausschuss, im Sozi-
alausschuss und in weiteren 
Ausschüssen.
HB: Im Rechnungsprüfungs-
ausschuss bist du stellvertre-
tende Vorsitzende. Seit wann 
übst du diese Funktion aus 
und welche Ziele verfolgst 
du?
P.Z: Seit 2006. Die Rechnungs-
prüfung sollte aus meiner 
Sicht nicht als letztes Kon-
trollmittel angewendet wer-
den. Ich sehe auch eine be-

gleitende Kontrolle als einen 
wichtigen Beitrag, bestimmte 
Geldflüsse von Beginn an zu 
überwachen und wenn nötig 
auch gegenzusteuern. 
HB: Und was ist dein Spezi-
algebiet im Wirtschaftsaus-
schuss?
P.Z: Von einem Spezialgebiet 
kann man nicht reden. Als 
Stadtverordnete trage ich 
eine Gesamtverantwortung. 
So kann ich nicht immer 
nur nach sozialen Aspekten 
entscheiden, sondern muss 
auch die Wirtschaftlichkeit 
der Maßnahmen sachlich im 
Blick haben. Mit Spannung 
erwarte ich das neue Verga-
begesetz des Landes, wonach 
nicht mehr nur die Wirt-
schaftlichkeit bei Vergaben 
im Fokus stehen kann, son-
dern auch soziale und öko-

logische Gesichtspunkte be-
rücksichtigt werden müssen.
HB: Welche weiteren ehren-
amtlichen Aufgaben nimmst 
du wahr?
P.Z: Seit 11 Jahren betreue 
ich mit viel Spaß den Inter-
netauftritt unseres Kreisver-
bandes. Seit mehr als 15 Jah-
ren biete ich außerdem Hilfe 
zur Selbsthilfe für Menschen 
in Krisensituationen an, 
eine Tätigkeit, die mir sehr 
am Herzen liegt. Menschen 
brauchen Ansprechpartner 
und Zuhörer, wenn sie z. B. 

unter das 2005 eingeführte 
Hartz-IV-Gesetz fallen. Im-
mer wieder treten Probleme 
auf, welche die Betroffenen 
vor scheinbar unlösbare 
Aufgaben stellen. Meine 
Überzeugung: Arbeitsmarkt- 
und Wirtschaftspolitik in 
Brandenburg müssen das 
Ziel haben, Familien aus der 
Armut zu holen, ihnen Per-
spektiven zu geben und sie 
gleichberechtigt am gesell-
schaftlichen Leben teilhaben 
zu lassen. HB: Vielen Dank!
W. Müller

Porträt
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Rate mal!
Von wem stammen die fol-
genden Sprüche und Lebens-
weisheiten?
Ankreuzen und die Lösung 
schicken an: Geschäftsstelle 
DIE LINKE, Redaktion „Havel-
brandung“, 14770 Branden-
burg an der Havel, Altstäd-

tischer Markt 2. Die besten 
Ratefüchse werden mit Bü-
chergutscheinen belohnt. In 
der Frühjahrsausgabe haben 
gewonnen: K. Laskowski, P. 
Janukowski, A. Muschert, C. 
Görsch. Der Rechtsweg ist 
ausgeschlossen. Viel Glück!

1. Die ersten Menschen waren nicht die letzten Affen.
     A Alfred Brehm		  B Erich Kästner
2. Suche nicht andere, sondern dich selbst zu übertreffen.
     A Cicero			   B Karl Marx
3. Ein Verstand, der die Füße in einem Sack von Vorurteilen 
stecken hat, der kann nicht nach dem Ziel laufen.
     A Christian Morgenstern	 B Bettina von Arnim
4. Wenn dich die Lästerzunge sticht, so lass dir dies zum 
Troste sagen: die schlechtesten Früchte sind es nicht, woran – 
nicht nur – die Wespen nagen.
     A Gottfried August Bürger 	 B Wilhelm Busch
5. Niemand käme auf die Idee, Tinte mit Tinte abzuwaschen; 
nur Blut soll immer wieder mit Blut abgewaschen werden.
     A Marie v. Ebner-Eschenbach	 B Thomas Mann
6. Für eigene Fehler sind wir Maulwürfe, für fremde Luchse.    
      A dt. Spruchweisheit		  B arab. Spruchweisheit
7.  Nicht bloß Kinder speist man mit Märchen ab.
     A Friedrich Nietzsche		  B Gotthold E. Lessing
8. Frauen werden nicht frei sein, solange ihre Unterwerfung 
als sexy gilt.     
     A Sheila Jeffreys		  B Alice Schwarzer
9. Ein kluges Weib in ihrem dunklen Drang ist sich des 
rechten Weges wohl bewusst.     
     A Brigitte Reimann 	 	 B Irmtraud Morgner
10. Wer sagt: Hier herrscht Freiheit, der lügt, denn Freiheit 
herrscht nicht.       A Clara Zetkin		  B Erich Fried

Was Wann Wo
JULI 2011:		  20.07.	 09.30 Uhr Frühstück für Jedermann
			 

AUGUST 2011:	 09.08.	 10.30 Uhr 	 Arbeitstreffen VVN-BDA
			   09.08.	 16.00 Uhr 	 BO-Vorsitzendenberatung
			   15.08.	 18.00 Uhr 	 Fraktion
			   17.08.	 09.30 Uhr 	 Frühstück für Jedermann
			   25.08.	 18.00 Uhr	 Vorstandssitzung
			   29.08.	 18.00 Uhr 	 Fraktion
			   31.08.	 16.00 Uhr 	 SVV

SEPTEMBER 2011:	 10.09.	 14.00 Uhr 	 Familienfest der LINKEN 
						      auf dem Altstädtischen Markt

			   11.09.	 08.00 Uhr 	 Wahl zum Oberbürgermeister
			   12.09.	 18.00 Uhr 	 Fraktion
			   13.09.	 16.00 Uhr 	 BO-Vorsitzendenberatung
			   21.09.	 09.30 Uhr 	 Frühstück für Jedermann
			   26.09.	 18.00 Uhr 	 Fraktion
			   28.09.	 16.00 Uhr 	 SVV
			   29.09.	 18.00 Uhr 	 Vorstandssitzung  

• Dienstags & Donnerstags 	 ab 18.00 Uhr 		  linksjugend [`solid]
• immer Donnerstags	 10.00 bis 12.00 Uhr: 	 Schuldnerberatung (nur mit telefonischer 
   						      Voranmeldung)
 
In der letzten Augustwoche ist DIE LINKE mit verschiedenen Infoständen im Stadtgebiet unterwegs. 
Genaue Termine und Zeiten entnehmen Sie bitte der Tagespresse oder 
auf www.dielinke-stadt-brb.de/termine.

Danksagung

Die folgende Danksagung drucken wir gerne ab, zumal sie 
auch ein hoffnungsvolles Zeichen für den Generationenwech-
sel bei den LINKEN ist: 
„Wir wollen hiermit allen Genossinnen und Genossen, die uns 
zu unserer Heirat am 9. Juni beglückwünscht haben, von Her-
zen für ihre lieben Worte danken. Auch freuen wir uns auf die 
vielen weiteren Jahre, in denen wir uns auf die Unterstützung 
und freundliche Begleitung unseres Kreisverbandes verlassen 
können. Besonderer Dank gilt unseren Eltern Anne-Katrin 
Gabrysiak, Jacqueline Förster, Olaf Gabrysiak und Alfredo 
Förster. Sie haben uns tatkräftig bei allen Entscheidungen und 
Anstrengungen beigestanden und wir wissen, dass wir uns 
auch in Zukunft voll und ganz auf sie verlassen können.
Eva & Daniel“

Ein gelungenes Fest 
Rückblick Kinder- und Familienfest im Waldcafé Görden

Am Sonntag, dem 29. Mai 
2011, fand auf dem Gelände 
des Waldcafés Görden das 
IX. Kinder- und Familien-
fest statt. Schirmherrin war 
wiederum Diana Golze (DIE 
LINKE), Abgeordnete des 

Deutschen Bundestages. Das 
Wetter zeigte sich von seiner 
guten Seite und half dabei, 
dieses Fest zu einem schönen 
Erlebnis werden zu lassen.
Zu den etwa 1000 Gästen 
gehörten auch einige Kin-
der und deren Eltern aus 
dem Asylbewerberheim. 
Verschiedene Angebote, z. 
B. ein Fußballturnier, Dart, 
Schminken und eine Hop-
seburg für die kleinsten 
Besucher, sorgten für ein 
kurzweiliges Programm. Be-
geisterte Kinder lauschten 
dem Clown Celly und konn-
ten sich in kleine Schauspie-
ler verwandeln. Große und 
kleine Gäste erfreuten sich 
an der Sportschule CHAE, 
der Line-Dance-Gruppe der 
Volkssolidarität und der Kin-
dergruppe der Kita Gertrud 
Piter. Musikalisch umrahmt 
wurde das Fest von DJ Dad-

dy und der Gruppe Sphinx.
An den verschiedenen Stän-
den waren ehrenamtliche 
Helfer der Volkssolidarität 
aus dem Stadtteil Görden, 
der Partei DIE LINKE und der 
PSGAD aktiv. Für Speis und 
Trank sorgten die Waldcafé-
Betreiber. Die Mitglieder des 
Festkomitees bedanken sich 
herzlich bei allen freiwilligen 
Helfern und den oft seit Jah-
ren aktiven finanziellen Un-
terstützern. Ohne deren Hil-
fe wäre solch ein Fest nicht 
möglich. Ein besonderes Dan-
keschön gilt allen fleißigen 
Bäckerinnen, die so zahlreich 
leckeren Kuchen gespendet 
haben.
Im nächsten Jahr feiern wir 
übrigens ein kleines Jubilä-
um. Wir freuen uns schon 
heute auf das X. Kinder- und 
Familienfest.
R. Musehold


